
Die Krankenkassen wollen für solche Fahrten nicht 
mehr bezahlen, bei denen ein Fehlalarm vorlag. Es 
droht die Kostenumlage auf die Patienten. In Mär-
kisch-Oderland wurden bereits Gebührenbescheide 
verschickt. Die Grundsatzentscheidung darüber 
wurde bis zu einem Gerichtsurteil ausgesetzt. Dann 
droht das Problem erneut. Es muss hier regulatorisch 
eingegriffen werden. Rettungsfahrten müssen für die 
Bürger kostenlos bleiben (Drucksache 8/685).  

Wir fordern weiterhin:  

 WEITERHIN KOSTEN-  
 FREIE RETTUNGS-  
 FAHRTEN  

Ausbau des Landärzte-Förderprogramms  
(Drucksache 8/1192). 

Unterstützung von Zweigpraxen auf dem Land 
(Drucksache 7/8916).

Stärkung der Nachbarschaftshilfe mit optimalen 
Förderbedingungen (Drucksache 8/682). 

Modellprojekte zur Senkung des Eigenanteils  
von Pflegebedürftigen durch Einbeziehung  
von Angehörigen  (nach dem Vorbild Baden-
Württembergs) (Drucksache 7/9822). 

Gesundheitssystem entbürokratisieren und unter 
Beachtung des Datenschutzes mit Augenmaß 
digitalisieren (Drucksache 7/8916).

Die AfD-Fraktion hat Druck gemacht, der Bund musste 
nachbessern: Die Krankenversicherten bleiben von 
der Finanzierung der Krankenhausreform verschont. 
Aber wir wollen für die Bürger noch mehr. Die gesetz-
lich Versicherten zahlen für Bürgergeldempfänger 
etwa zehn Milliarden Euro jährlich zusätzlich, weil 
der Bund unterfinanziert. Die AfD-Fraktion deckt 
auf: Allein von 2015 bis 2023 zahlten die Versicherten 
der AOK Nordost deswegen 450 Millionen Euro. Jetzt 
klagen die Krankenkassen gegen den Bund. Die AfD-
Fraktion fordert: Endlich alle versicherungsfremden 
Leistungen ausschließen und so Kassenbeiträge sta-
bilisieren und senken!

Alter Markt 1 · 14467 Potsdam
0331 966 1806
info@afd-fraktion.brandenburg.de

AfD-Fraktion Brandenburg
t.me/afdfraktionBB
afdfraktionbb
AfD-Fraktion Brandenburg
AfD_FraktionBB
www.afd-fraktion-brandenburg.de

AfD-Fraktion im  
Landtag Brandenburg (V.i.S.d.P.)

geht Gesundheit.

Alle Informationen finden Sie auch 
im Internet unter

www.afd-fraktion-brandenburg.de
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 		   JETZT FÜR		   
 KLINIKEN UND	   
 PATIENTEN 			   
 		   KÄMPFEN! 		

 KRANKENKASSEN-  
 BEITRÄGE SENKEN 

geht Gesundheit.



 So geht Gesundheit. 

 Wir wollen eine wohnortnahe  
 Gesundheitsversorgung für  
 unsere Bürger. 

 Wir wollen eine Klinikreform,  
 die den Patienten hilft. 

 Dafür kämpfen wir mit  
 unseren Anträgen im  
 Landtag. 

 REFORM DER KLINIK-  
 REFORM JETZT! 

Krankenhausplanung muss  
Ländersache bleiben  

Der Bund greift mit der Klinikreform verfassungswidrig 
in Länderkompetenzen ein. Die AfD-Fraktion forderte 
die Landesregierung wiederholt auf, gegen das Bun-
desgesetz zu klagen. Aber die will nicht. Auch das Än-
derungsgesetz des Bundesgesundheitsministeriums 
bringt kaum Besserung: Mindestens fünf Krankenhäu-
ser werden schließen bzw. teilschließen müssen, dar-
unter die Kliniken in Hennigsdorf und Wittstock / Dosse, 
obwohl diese Häuser schwarze Zahlen schreiben. Auch 
der Standort in Eberswalde ist wegen strikter, unrealis-
tischer Vorgaben bedroht.

Für die Klinikreform soll viel Steuergeld fließen: 1,5 Mil-
liarden Euro! Und das, obwohl niemand weiß, ob die 
Reform tatsächlich das hält, was sie verspricht. Eins 
ist sicher: Sie verursacht für Patienten und Mitarbeiter 
weite Wege und kostet Milliarden. 

Deswegen fordert die AfD-Fraktion: Rentable Kliniken 
dürfen nicht geschlossen werden. Wir fordern die Lan-
desregierung auf, sich auf Bundesebene für eine Reform 
der Reform einzusetzen. Falls das nicht gelingt, soll die 
Landesregierung vor dem Bundesverfassungsgericht 
klagen: Denn Ländersache muss Ländersache bleiben. 

Mehr Handlungsspielraum für die Länder bei der 
Klinikreform, Erhöhung der Kilometergrenze zwi-
schen Klinikgebäuden für den Status als eine Klinik 
und bessere Möglichkeiten zur Bildung von Klinik-
verbünden (Drucksache 8/1745). 

Ausnahmen für wirtschaftlich betriebene Kranken-
hausstandorte (Drucksache 8/1745).

Mehr Geld vom Land für notwendige Klinikneubau-
ten, z. B. durch die Verwendung der durch die Erhö-
hung des Bundesanteils am Transformationsfonds 
eingesparten Gelder (Drucksache 8/1786). 

Gezieltere Verteilung von Landesmitteln an  
Krankenhäuser durch Antrags- statt Gießkannen-
prinzip (Drucksache 8/540). 

Falls Vermittlungen nichts bringen: Klage gegen 
den Bund, denn Krankenhausplanung muss 
Ländersache bleiben (Drucksache 8/1745). 

 DIE AfD-FRAKTION IM  
 LANDTAG BRANDENBURG 
 INFORMIERT: 

 GESUNDES  
 BRANDENBURG 

Schutz der wohnortnahen  
Gesundheitsversorgung 

Wegen der Klinikreform, des Ärzte- und des Pflege-
kräftemangels ist die wohnortnahe Gesundheits-
versorgung für die Bürger in dünn besiedelten Regi-
onen gefährdet.

Die AfD-Fraktion fordert: Mehr Ärzte für Brandenburg! 
(Drucksachen 8/1192 und 7/8916)

Über 300 Hausarztsitze sind unbesetzt. Trotzdem 
kürzte die Landesregierung das Landärzteförderpro-
gramm auf wenige Stipendien pro Jahr.

Die AfD-Fraktion fordert: Mehr Stipendienplätze für 
junge Mediziner, die sich verpflichten, für mindes-
tens fünf Jahre nach ihrer Ausbildung im ländlichen 
Raum zu arbeiten. Wir brauchen Anreize, damit Ärzte 
Zweigstellen auf dem Land eröffnen und attraktive 
Ärztehäuser entstehen. Wir wollen die überbordende 
Bürokratie im Gesundheitswesen abbauen.

Unser Gesundheitssystem muss zuverlässig, wohn-
ortnah und bezahlbar sein. 

geht Gesundheit.

Für Sie im Arbeitskreis Gesundheit und Soziales

Dr. Daniela Oeynhausen, Vorsitzende, Gesundheitspolitische Sprecherin
Dr. Hans-Christoph Berndt, Fraktionsvorsitzender
Marlon Deter, Familien- und Frauenpolitischer Sprecher

Plan zur Rettung unserer Kliniken


